
Ä

I ^l

Stadt Heinsberg . Postfach 1220. 52516 Heinsberg Der Bürgermeister
Apfelstraße 60. 52525 Heinsberg

Amr: Rechts- und Ordnungsamt

Auskunft erteilt: Frau Schubgft

zimmer-tlummer: 411
Telefon Durchwahl:
oz4s2l14-o ra,3013
lnternet
http://www.heinsberS.de

oatu., 06.12.2024

Telefax
02452/14-1095

E-Mail
stadt@heinsberg.de

1

Vollzug des Ordnungsbehördengesetzes (OBG)

Die Stadt Heinsberg erlässt folgende

Das Abbrennen von pyrotechnischen Gegenständen und Feuerwerkskörpern ist im
Stadtgebiet Heinsberg, unabhängig ob auf öffentlichem Grund oder auf einem
Privatgrundstück, in der Zeit vom 01.01. ab 10 Uhr bis zum 31.12. bis 18 Uhr jeden Jahres

untersagt. Das Verbot umfasst sämtliche pyrotechnische Gegenstände und
Feuerwerkskörper im Sinne der Ersten Verordnung zum Sprengstoffgesetz (1. SprengV)

sowie des Sprengstoffgesetzes (SprengG), insbesondere der Kategorien F2, F3, F4, PJ., P2,

T1 und T2, sowie vergleichbare Produkte.

Ausnahmen können auf schriftlichen Antrag und nach eingehender Prüfung durch das

Rechts- und Ordnungsamt der Stadt Heinsberg erteilt werden. Dies betrifft insbesondere
Feuerwerke im Rahmen von besonderen Anlässen (Geburtstage, Jubiläen, Hochzeiten),
die von einer fachkundigen Person durchgeführt werden.

Diese Allgemeinverfügung wird gemäß § 35 Satz 2 Verwaltungsverfa h rensgesetz NRW

(VwVfG NRW) in Verbindung mit § 14 Abs. 1 OBG erlassen.

Die sofortige Vollziehung der Ziffern 1 und 2 wird angeordnet.
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Erlass eines Abbrennverbotes von pyrotechnischen Gegenständen und Feuerwerkskörpern im
Stadtgebiet Heinsberg in der Zeit vom 01.01. ab 10 Uhr bis zum 31.12. bis 18 Uhr jeden Jahres

nach § 14 Abs. 1 OBG

Allgemeinverfügung:

Zuwid erhand lu ngen gegen diese Verfügung stellen eine Ordn u ngswid rigkeit dar und
können mit einer Geldbuße bis zu 50.000,00 € geahndet werden.
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7 Diese Allgemeinverfügung gilt mit dem auf die Bekanntmachung folgenden Tag als

bekannt gegeben.

Begründung:
t.

Die vorliegende Allgemeinverfügung dient dem Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung.
lnsbesondere sollen Gefahren für Leben, Gesundheit, Eigentum sowie die Umwelt durch
unsachgemäßen UmganB mit pyrotechnischen Gegenständen und Feuerwerkskörpern minimiert
werden.
Das Abbrennen von pyrotechnischen Gegenständen und Feuerwerkskörpern stellt eine
erhebliche Gefahr für die öffentliche Sicherheit dar. Gründe sind
o eine erhöhte Brandgefahr, insbesondere in der Nähe von Gebäuden und Grünflächen,
. die potenzielle Gefährdung von Personen durch unsachgemäßen Umgang,
. der Schutz von Haus- und Wildtieren, die durch die Lärmimmissionen erheblich gestört

werden sowie
o die Belastung der Umwelt durch Lärm und entstehende Schadstoffe.

il.
Zu 1.:

Die Stadt Heinsberg ist zum Erlass der Allgemeinverfügu ng sachlich und örtlich zuständig (§§ 1, 3,

4, 5 OBG). Die Anordnungen unter Ziffern 1 bis 7 können als Allgemeinverfügu ng nach § 35 S. 2

VwVfG NRW getroffen werden.

Das Verbot beruht auf § 14 Abs. 1 OBG. Danach können die Ordnu ngsbehörden die notwendigen
Maßnahmen treffen, um eine im einzelnen Falle bestehende Gefahr für die öffentliche Sicherheit

oder Ordnung abzuwehren.

Es liegt eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit vor. Öffentliche Sicherheit meint die
U nverletzlichkeit der gesamten Rechtsordnung, der subjektiven Rechte des Einzelnen und die
Fun ktionsfäh igkeit und den Bestand des Staates und seiner Einrichtungen und Veranstaltungen.

Zu den lnd ivid ualrechtsgütern Behören das Leben, die Gesundheit, die Freiheit, das Eigentum,
vermögenswerte Rechte, sowie das allgemeine Pe rsö n lich keitsrecht (Art.2 Abs. 1i. V. m. Art. 1

Abs. 1 GG). Aufgrund des entstehenden Lärms sowie der erhöhten Brandgefahr sind insbesondere
das Leben und die Gesundheit von Menschen und Tieren betroffen.

Bei einer Allgemeinverfügu ng in Form eines Verbots sind a lle Personen Störer nach § 17 OBG, die
pyrotechnische Gegenstände und Feuerwerkskörper ohne Ausn ah megeneh m igu ng abbren nen.

Kosten für diese Allgemeinverfügu ng werden nicht erhoben.

Eine konkrete Gefahr ist gegeben. Eine solche ist gegeben, wenn im EinzelfallTatsachen vorliegen,
die bei ungehindertem Geschehensa bla uf in absehbarer Zeil mit hinreichender
Wahrschein lich keit zum Eintritt eines Schadens an der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung
führen. Das Verbot zum Abbrennen von pyrotechnischen Gegenständen ist zwingend notwendig,
um Menschen und Tiere von den ausgehenden Gefahren zu schützen.



Die Grundsätze des pflichtgemäßen Ermessens und der Verhältnismäßigkeit sind gewahrt. Die

Anordnung des Verbots zum Abbrennen von pyrotechnischen Gegenständen und
Feuerwerkskörpern ist geeignet, erforderlich und angemessen, um die drohende Gefahr
abzuwehren.

Zu2,t
Die Möglichkeit der Ausnah megeneh m igu ng gewährleistet die Berücksichtigu ng besonderer
lnteressen. Die Prüfung durch das Rechts- und Ordnungsamt stellt sicher, dass lediglich in
begründeten Einzelfällen wie Geburtstagen, Jubiläen und Hochzeiten Ausnahmen erteilt werden.
Fachkundige Personen gewährleisen dabei einen sicheren Umgang mit pyrotechnischen

Gegenständen und Feuerwerkskörpern.

Zu 3.:
Die Bekanntgabe der Allgemeinverfügu ng erfolgt gemäß den Vorschriften des VwVfG NRW. Die

Allgem einverfügu ng wird mit ihrer öffentlichen Bekanntmachung wirksam. Dadurch wird
gewährleistet, dass alle betroffenen Personen von den Regelungen Kenntnis erlangen können.

Zu 4.i
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung nach § 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 Verwaltu ngsgerichtsordn ung
(VwGO) ist im öffentlichen lnteresse geboten.

Ein gegen diese Verfügung eingeleiteter Rechtsbehelf entfaltet somit keine aufschiebende

Wirkung. Angesichts der erhöhten Brandgefahr und der Belästigung und Gefährdung der
Rechtsgüter Leben, Gesundheit und Eigentum kann ein gerichtetes Verfahren nicht abgewartet
werden.

Zu 5.:
Die Kostenentscheidung beruht auf § 6 Gebührengesetz NRW (Gebc NRW).

Zu7.:
Die Anordnung des lnkrafttretens der Allgemeinverfügu ng beruht auf §§ 41 Abs. 3 S. 2, Abs.4
VwVfG N RW.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Allgem einverfügu ng kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage bei dem

Verwaltu ngsgericht Aachen erhoben werden.

Mit freundlichen Grüßen
lm Auftrag
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Zu 5.:

Die Androhung einer Geldbuße dient der Durchsetzung der Allgem einverfügu ng. Sie soll

sicherstellen, dass sich Personen an das Verbot halten, um die öffentliche Sicherheit und Ordnung

zu gewährleisten. Die Höhe der Buße orientiert sich an der Schwere der möglichen Gefährdung

und der Notwendigkeit einer effektiven Abschreckung.


